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Die wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen unterliegen derzeit einem fundamen-
talen Wandel. Die Fiskalpolitik in Deutsch-
land ist geprägt von massiven Investitions-
programmen – etwa dem geplanten Son-
dervermögen von bis zu 1 Bill. Euro. 
Gleichzeitig sorgt die globale Entwicklung, 

insbesondere eine potenziell unberechen-
bare Handelspolitik in den USA, für zu-
sätzliche Volatilität an den Finanzmärk-
ten. Vor allem die Zinspolitik steht unter 
Druck: Reaktionen der Kapitalmärkte auf 
fiskalische Impulse fallen teils heftig aus 
– mit direkten Konsequenzen für Kredit-
kosten und Finanzierungsstrategien.

Langfristige Modelle gefragt

Vor diesem Hintergrund gewinnen 
langfristige Zinsbindungen bei der Finan-
zierung von Investitionen, insbesondere 
in Immobilien, an Relevanz. Wer auf 20 
oder gar bis zu 40 Jahre Zinssicherheit 
setzt, schützt sich nicht nur vor künftigen 
Zinsanstiegen, sondern sichert sich auch 

stabile Rahmenbedingungen für Investi-
tionen in Wohneigentum. Die Nachfrage 
nach langfristigen Finanzierungsmodel-
len nimmt entsprechend zu.

Viele Kunden könnten aktuell von fal-
lenden Zinsen ausgehen. Der Glaube, dass 
einhergehend mit den Leitzinssenkungen 
auch die Zinsen in der Immobilienfinan-
zierung zurückgehen, trifft aber nur für 
variable Zinsen und Sollzinsbindungen 
von ein bis zwei Jahren zu. Zuletzt klet-
terte der Zinssatz für zehnjährige Finan-
zierungen zudem noch auf 3,56% – der 
höchste Wert seit sieben Monaten und laut 
Barkow Consulting der stärkste Wochen-
anstieg seit der Finanzkrise vor 18 Jahren.

Lage kann sich schnell ändern

Ein Blick auf die aktuellen Marktdaten 
zeigt damit, wie schnell sich die Lage ver-
ändern kann. Auch die jüngste Schulden-
politik der Bundesregierung – insbeson-
dere das geplante Sondervermögen – sor-
gen für starke Ausschläge am Kapital-
markt. Das Resultat: Die Baufinanzie-
rungszinsen stiegen in kürzester Zeit 
weiter an.

Solche Bewegungen bleiben nicht fol-
genlos. Wer heute eine Finanzierung mit 
kurzer Laufzeit oder gar variabel wählt, 
läuft Gefahr, nach Ablauf der Zinsbindung 
in ein gänzlich anderes Zinsumfeld zu ge-

raten. Ein schwer abzuschätzendes Risiko 
für Bauherren – insbesondere bei niedriger 
Tilgung und hohen Beleihungsausläufen.

Eine langfristige Zinsbindung kann in 
diesem Umfeld klare Vorteile bieten. Wer 
sich heute 30 Jahre Zins sichert, schützt 
sich nicht nur vor weiteren Zinserhöhun-
gen, sondern profitiert auch von dauerhaft 
planbaren Monatsraten. Das schafft finan-
zielle Sicherheit über Jahrzehnte – ein 
Faktor, der gerade für junge Familien, 
Selbständige oder Investoren mit langem 
Anlagehorizont zentral ist.

Auch wenn der Zinssatz bei längeren 
Laufzeiten tendenziell höher liegt, wird 
dieser Nachteil durch die stabile Finanzie-
rung überkompensiert. Denn die Formel 
ist denkbar einfach: Keine Anschlussfi-
nanzierung, kein Zinsrisiko, keine Über-
raschungen. Besonders in Zeiten multipler 
Krisen – ob geopolitisch, wirtschaftlich 
oder ökologisch – gewinnt dieser Sicher-
heitsaspekt enorm an Bedeutung.

Ein Blick auf die Zahlen verdeutlicht 
den Unterschied: Angenommen, ein Bau-
herr schließt heute eine zehnjährige Fi-
nanzierung über 300.000 Euro bei 3,64% 
Zins und 1% anfängliche Tilgung ab. Die 
Monatsrate liegt bei ca. 1.160,00 Euro. 
Nach Ablauf der Zinsbindung bleibt eine 
Restschuld von rund 265.000 Euro.

Daraus ergeben sich folgende Szenarien 
(siehe Tabelle):

Während bei der zehnjährigen Variante 
ein Großteil der Schuld bestehen bleibt 
und nachverhandelt werden muss, ist das 
Darlehen nach 40 Jahren nahezu vollstän-
dig und nach 30 Jahren zu über zwei Drit-

tel getilgt – trotz höherer Monatsrate. 
Dieser Unterschied kann im Ernstfall ent-
scheidend sein.

Steigt der Zinssatz nach zehn Jahren für 
die Anschlussfinanzierung – beispiels-
weise auf 5,5% – erhöht sich die neue Mo-
natsrate auf rund 1.625 Euro. Das ent-
spricht einer Mehrbelastung von 465 Euro 
monatlich, ohne dass sich die Tilgung 
verändert hat. Für viele Haushalte ist das 
ein finanzieller Kraftakt – oder schlicht 
nicht mehr tragbar.
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den Zeiten gewinnen Modelle an Bedeu-
tung, die auf Stabilität und Planungssi-
cherheit ausgerichtet sind. Finanzierun-
gen mit langer Zinsbindung – etwa über 
20 oder bis zu 40 Jahre – bieten Haushal-
ten verlässliche Rahmenbedingungen und 
verringern das Risiko deutlich steigender 
Anschlussraten. Sollten die Zinsen jedoch 
fallen, greift für Darlehensnehmer, die 
sich für einen Langläuferkredit entschei-
den, nach zehn Jahren dennoch das Son-
derkündigungsrecht gemäß BGB. So kann 
trotz der langfristigen Bindung bei attrak-
tiveren Konditionen in einen günstigeren 
Kredit gewechselt werden. Ein entschei-
dender Vorteil, der ein hohes Maß an Fle-
xibilität und Sicherheit bietet.

Insbesondere die Münchener Hypothe-
kenbank hat sich seit Langem auf diese 
Form der Finanzierung spezialisiert. Sie 
verfolgt das Ziel, langfristige Wohnraum-
entwicklung mit dauerhaft kalkulierbaren 
Konditionen zu unterstützen.

Dabei können langfristige Finanzierun-
gen zur Stabilisierung der Immobilien-
märkte beitragen. Sie entlasten nicht nur 
einzelne Haushalte, sondern wirken poten-
ziell auch dämpfend auf systemische Risi-
ken, etwa durch eine geringere Anfälligkeit 
gegenüber Zinsvolatilität. Ob US-Handels-
politik, EU-Zinswende oder milliarden-
schwere staatliche Investitionsprogramme 
– das wirtschaftliche Umfeld ist komplex 
und bleibt wenig kalkulierbar. Umso wich-
tiger ist es, Finanzierungslösungen zu wäh-
len, die nachhaltig Bestand haben.

Wer heute auf langfristige Planung setzt, 
schützt nicht nur sein Eigenheim, sondern 
auch seine finanzielle Freiheit. In Zeiten 
des Wandels gilt mehr denn je: Nicht spe-
kulieren – sondern absichern.

Langfristige Planung schützt die finanzielle Freiheit
In Zeiten des Wandels gilt mehr denn je: Nicht spekulieren, sondern absichern – Plädoyer für Festzinsdarlehen mit einer Zinsabsicherung bis zu 40 Jahren
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Thomas Hügler 

Bereichsleiter 
Vertrieb der 
Münchener 
Hypothekenbank eG 

SZB Nominalzins (%) Restschuld (€) zum Ende
 der Sollzinsbindung

Mtl. Rate (Zinsen + Tilgung, €)

10 Jahre 3,64 264.591,97 1.160,25
20 Jahre 4,08 208.580,34 1.270,50
30 Jahre 4,11 124.654,53 1.278,25
40 Jahre 4,06                   0,00 1.266,50
Realkredit, Stand 26.06.2025 Börsen-Zeitung

Seit einigen Wochen ist die neue Bundes-
regierung im Amt – begleitet von gleicher-
maßen großen Erwartungen wie Heraus-
forderungen. Deutschland leidet unter 
einer anhaltenden Wachstumsschwäche, 
während die Zahl der Unternehmensinsol-
venzen auf Rekordniveau liegt. Gleichzei-
tig belasten infrastrukturelle Versäum-
nisse sowie die Folgen multipler Krisen der 
vergangenen Jahre die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit unseres Landes. Hinzu 
kommt der aktuelle Zollkonflikt mit den 
USA, der für weitere Verunsicherung der 
Unternehmen sorgt.

Um die Auswirkungen dieser vielschich-
tigen Problemlage zu beschreiben, wird 
in der Regel der Zustand der deutschen 
Industrie herangezogen, allen voran der 

Automobilindustrie. Wenig Beachtung in 
diesem Zusammenhang finden hingegen 
die vielen kleinen Unternehmen in 
Deutschland. Dabei sind sie es, die das 
Rückgrat der deutschen Wirtschaft bilden 

und wesentlich zur Wertschöpfung bei-
tragen. Gleichzeitig sind sie aber überpro-
portional belastet von den Krisen der zu-
rückliegenden Jahre und den ungünstigen 
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingun-
gen, wie überbordende Bürokratie, hohe 
Abgaben- und Steuerlast sowie steigende 
Energiekosten.

Wenig Reaktionsmöglichkeit

Das zeigt sich bereits an den Insolvenz-
zahlen 2024: Kleinstunternehmen mit bis 
zu zehn Beschäftigten machten laut der 
Wirtschaftsauskunftei Creditreform über 
80% der rund 22.000 Fälle aus. Kleine 
Unternehmen verfügen oft nicht über die 
personellen Ressourcen und finanziellen 
Rücklagen, um steigende Kosten aufzu-
fangen oder die zunehmende Regulierung 
umzusetzen. Sie sind in der Regel auf den 
lokalen Wirtschaftsraum beschränkt und 
können auf eine Verschlechterung des 
wirtschaftlichen Umfelds nicht reagieren, 
indem sie beispielsweise ihren Standort 
ins Ausland verlagern.

Daher verwundert es wenig, dass es ge-
rade in diesem Unternehmenssegment ver-
mehrt zu Liquiditätsengpässen kommt, wie 
es auch die aktuelle Studie der VR Smart 
Finanz mit dem Steinbeis-Institut nochmal 
unterstreicht. Über die Hälfte der befrag-
ten Kleinunternehmen gibt darin an, im 
vergangenen Jahr unter finanziellen Eng-
pässen gelitten zu haben. Im Vergleich 

dazu lag der Anteil im Vor-Coronajahr 2019 
nur bei 16% und hat sich damit mehr als 
verdreifacht.

Insbesondere der bürokratische Auf-
wand belastet Kleinunternehmen über-
mäßig stark, wie die Studie aus dem Juni 
2025 ebenfalls verdeutlicht. Gut zwei 
Drittel der befragten Unternehmen geben 
darin an, dass sie der deutsche Rechts- 

und Bürokratierahmen schwerwiegend 
belastet, jedes vierte Kleinunternehmen 
beurteilt die Situation sogar als „katastro-
phal“. Und, was noch schwerer wiegt, die 
Befragten benennen die Bürokratie zu-
gleich als größtes Investitionshemmnis, 
gefolgt von Marktunsicherheit und der 
Wirtschaftspolitik.

Die Folgen zeigen sich unmittelbar: Nur 
46% der Befragten geben an, dass sie wie 
geplant investierten, während 43% Inves-
titionen verschoben oder sogar ganz ab-
gesagt haben. Das hat erhebliche Auswir-
kungen auf den Wirtschaftsstandort 
Deutschland. Kleinunternehmen sind 
wichtige Innovationstreiber, schaffen 
Arbeitsplätze und stärken die regionale 
Wirtschaft. Bleiben in diesem Segment In-
vestitionen aus, führt das langfristig zu 
geringerer Produktivität, weniger Be-
schäftigung und schwächerem Wirt-
schaftswachstum.

Leichte Stimmungsbelebung

Doch es gibt auch positive Signale. Der 
Regierungswechsel in Berlin scheint für 
eine leichte Stimmungsbelebung in der 
deutschen Unternehmerlandschaft ge-
sorgt zu haben. So ist die deutsche Wirt-
schaft im ersten Quartal 2025 etwas stär-
ker gewachsen als erwartet, und der ifo-
Geschäftsklimaindex stieg im Mai zum 
fünften Mal in Folge. Offenbar hoffen 
viele Unternehmen auf eine wirtschafts-
politische Kurskorrektur, die die Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands und die 
Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
wieder stärkt.

Ein ähnliches Bild ist auch bei Kleinun-
ternehmen zu beobachten. Wie die Klein-
unternehmerbefragung der VR Smart Fi-
nanz belegt, erwarten 53% der Unterneh-
men, dass Deutschland im Zuge des Regie-
rungswechsels wieder auf einen (zumin-
dest moderaten) Wachstumspfad zurück-
kehren wird. Auch hinsichtlich ihrer eige-
nen Lage blicken sie wieder positiver in die 
Zukunft: Rund 44% gehen von einer ver-
besserten wirtschaftlichen Situation sowie 
zunehmenden Aufträgen in den kommen-
den zwölf Monaten aus.

Diese zuversichtliche Erwartung belebt 
zugleich die Investitionsneigung der klei-
nen Unternehmen. Die Mehrheit der Be-
fragten gibt mit Blick auf die Zurückhal-
tung der vergangenen Jahre nicht nur an, 
Investitionsbedarf zu haben, sondern 
diesen auch konkret realisieren zu wollen. 
Dabei stehen nicht nur Ersatzinvestitionen 
auf dem Plan, sondern die Unternehmen 
nehmen größtenteils Projekte zur Erwei-
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Bereich Digitalisierung oder Automatisie-
rung, in den Blick.

Die Politik ist jetzt gefordert, die wirt-
schaftspolitischen Rahmenbedingungen 
so zu gestalten, dass ein investitions-
freundliches Klima für Kleinunternehmen 
entsteht. Mit dem Sondervermögen für 
staatliche Investitionen in die Infrastruk-
tur wurden im März bereits wichtige Wei-
chen für eine Stärkung des Wirtschafts-
standorts Deutschland gestellt. Das Inves-
titionssofortprogramm der neuen Bundes-
regierung ist ein weiterer Schritt auf die-
sem Weg, vor allem durch die geplanten 
Senkungen bei Steuern und Stromkosten 

sowie die verbesserten Abschreibungs-
möglichkeiten für Unternehmen.

Darüber hinaus sind aber noch weitere 
strukturelle Verbesserungen der wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen in 
Deutschland erforderlich. Insbesondere 
gilt es, bürokratische Hürden abzubauen, 
sei es bei den Steuerpflichten, beim Daten-
schutz oder bei Genehmigungsverfahren. 
Diese belasten Kleinunternehmen nicht 
nur stark, sondern führen auch gesamt-
wirtschaftlich zu hohen Kosten. Laut einer 
Studie des ifo-Instituts kostet die Büro-
kratie in Deutschland jährlich 146 Mrd. 
Euro an Wirtschaftsleistung.

Um die Investitionstätigkeit zu fördern, 
ist aber nicht allein der Staat in der Pflicht. 
Auch private Kapitalgeber wie die Banken 
sind gefordert, etwa indem sie kleinen 
Unternehmen einen schnellen und unbü-
rokratischen Zugang zu Liquidität oder zu 
Investitionsfinanzierungen ermöglichen. 
Indem Politik und Banken Hand in Hand 
arbeiten und gemeinsam Investitionen 
fördern, können sie die Kleinunterneh-
men hierzulande nachhaltig stärken und 
ihnen damit ermöglichen, als Wachstums-
motor in Deutschland zu wirken.

Gemeinsames Handeln von Politik und Banken nötig
Kleinunternehmen fordern verlässliche Rahmenbedingungen für mehr Wirtschaftswachstum – Bürokratie ist das größte Investitionshemmnis

Markus Klintworth 

Vorstandsvorsitzen-
der der VR Smart 
Finanz AG 

Ob US-Handelspoli-
tik, EU-Zinswende 
oder milliarden- 
schwere staatliche 
Investitionsprogram-
me – das wirtschaft-
liche Umfeld ist 
komplex und bleibt 
wenig kalkulierbar. 
Umso wichtiger ist es, 
Finanzierungslösun-
gen zu wählen, die 
nachhaltig Bestand
haben.

Die Politik ist jetzt 
gefordert, die wirt-
schaftspolitischen 
Rahmenbedingungen 
so zu gestalten, dass 
ein investitions-
freundliches Klima 
für Kleinunternehmen 
entsteht.

Die Mehrheit der 
Befragten gibt mit 
Blick auf die Zurück-
haltung der vergange-
nen Jahre nicht nur 
an, Investitionsbedarf 
zu haben, sondern 
diesen auch konkret 
realisieren zu wollen. 


